
Weltsozialgipfel

Vom bıs März 1995 findet 1ın Kopenhagen erstmals ein „Weltgipfel für
soz1ale Entwicklung“ Er steht in einer Reihe weltweiter Konterenzen der
Vereinten Natıonen, näimlıch dem Umweltgipfel 1997 1n Rıo, der Menschen-
rechtskonterenz 1993 1n Wıen un! der Weltbevölkerungskonferenz 1994 1n Kaı-
L' 1mM September 1995 wiırd die Weltftrauenkonferenz 1n Beyıng tolgen. Seine
Hauptthemen sınd Armutsbekämpfung, Verringerung der Arbeitslosigkeıt durch
produktıve Beschäftigung un:! soz1ale Integration. Wıe alle diese Konferenzen
wiırd T: eiıne Erklärung un ein Aktionsprogramm verabschieden. Fın umfangrei-
ches Vorbereıiıtungspapier enthält eıne Überfülle VO Prinzıpien un! Zielvorstel-
lungen, die sıch weıthin mıi1t der kırchlichen Soziallehre decken.

In der Offentlichkeit hat der Weltsozialgipfel bısher 1LL1U!T wen1g Autmerksam-
eıt gefunden, ohl auch weıl Themen behandelt, die vermeıntlich VOTLT allem
Probleme des Südens sınd uch die westliche Regierungspolitik scheint sıch dar-
auf beschränken, C finanzıelle Ansprüche abzuwehren, ındem sS1e auch den
Entwicklungsländern möglıchst wen1g abverlangt. Jedenfalls hat bisher keine
Staatengruppe enswerte Inıtiatıven ergriffen. Umwelt, Menschenrechte un:
Bevölkerungswachstum siınd dagegen vorrangıge Anliegen des Nordens un da-
her auf weıt mehr Interesse gestoßen. UÜberdies tindet dieser Gipfel 1ın eıner Zeıt
wirtschaftlicher Globalisierung un Deregulierung STa  5} W as weltweıt VO eiınem
mehr oder wenıger siıchtbaren Soz1ialdarwinismus begleitet 1St.

Dies ist. freilich EeIN sehr kurzsichtiger Standpunkt. Zum einen o1bt CS auch 1ın
den Wohlstandsländern wachsende Probleme AÄrmut,; hoher struktureller
Arbeıitslosigkeıt un soz1ı1aler Ausgrenzung nıcht zuletzt VO Fremden. Zum
deren hängen die 1n den ZCNANNLCN Konterenzen verhandelten Probleme CN
SATILLILLEINL un lassen sıch ohne soz1ıale Entwicklung nıcht lösen. hne Armutsmin-
derung 1St jede ylobale Umweltpolitik miıt dem Zie] nachhaltiger Entwicklung
ZU Scheitern verurteılt. 1ne Verbesserung der Lebensverhältnisse der Armen,
besonders der Frauen, 1STt mıindestens ebenso wichtıg Ww1e€e Famıilienplanung,
das Bevölkerungswachstum verringern. Ebensowenig erschöpten sıch die
Menschenrechte 1ın politischen Freiheitsrechten, sondern umfassen auch das
Recht autf ausreichende Beifriedigung der Grundbedürfnisse. Daher sollte der
Norden schon aus Eıgeninteresse Zzum Gelingen des Sozı1algıpfels beıtragen.

Hauptproblem sınd 1aber nıcht diese Ziele, die wen12 umstrıtten sınd, sondern
wırksame Miıttel ihrer Umsetzung. Insotern 1St auch iraglıch, ob eıne Welt-
sozialcharta, Ww1e VO  a manchen angestrebt, wirkliıch brächte. S1ıe würde dem
schon 1966 VO der UN-Vollversammlung verabschiedeten „sozıalen Menschen-
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rechtspakt“ ber wirtschaftliche, soz1ıale un:! kulturelle Rechte, der VO mehr als
130 Ländern ratıfiziert 1st, 2a11rn Neues hinzufügen können. Die ZAT: Umsetzung
dieses Pakts eingesetzte UN-Kommuissıon führt jedoch bısher eın Schattendaseın
un wiırd selbst 1n anderen Behörden der Vereinten Natıonen aln 7ABhG Kenntniıs
MNotwendig sind darum VOT allem effektivere Kontrollmechanısmen.
FEın Schritt 1n diese Richtung könnte die Eınrıchtung elınes Berichtssystems ach
dem Vorbild anderer UN-Organısationen se1n, das alle Vertragsstaaten verpflich-
K regelmäfßig ber dıie erzielten Fortschritte bel der Umsetzung des Sozlilalpakts
Rechenschaft geben. Ergänzend könnte b eın fakultatives Zusatzprotokoll
verabschieden, das die Möglichkeıit für kollektive W1e€e iındıviduelle Beschwerden
be] der geNANNTLEN UN-Kommıissıon schafft un regelt.

FEın zweıter wichtiger Punkt der Umsetzung 1St dıe Fınanzıerung soz1aler
Programme. Dafür xibt 6S zahlreiche Vorschläge, angefangen VO der Friedens-
dividende bıs hın eıner Steuer auf internationale Devisengeschäfte für einen
Weltsoz1ialtonds. 1Ne ZEWI1SSE Aussıcht auf Erfolg hat aber gegenwartıg 1L1UT die
SOgENANNLE 20:20-Formel: Die reichen Länder sollen (} Prozent ihrer Entwick-
lungshilfe un! die Entwicklungsländer Prozent ıhrer Staatsausgaben für
z1ale Grundversorgung (Gesundheıt, Erziehung, Ernährung) aufbringen. Dieser
Vorschlag hat manches für sıch Er würde keine Miıttel erfordern, sondern
durch Umschichtung eıne effektivere Verwendung anzıelen. Weıter ware eiıne
konkrete wechselseıtige Verpflichtung aller Länder 1m Hınblick autf eın wichtiges
xlobales Ziel Dıies könnte eine zumındest symbglische un!: 1n diesem Sınn sehr
reale Signalwirkung haben

Jle diese Vorschläge dürfen jedoch nıcht azZu führen, VOTLT lauter Bäumen (so
zıalpolıtische Einzeltforderungen) den Wald (Ordnungspolitik) übersehen. SO-
7z1al- un Wırtschaftspolitik lassen sıch nıcht TeNNnen Hauptaufgabe des Soz1al-
xipfels mu{ CS daher se1n, auf ökonomische un! politische Rahmenbedingungen
hinzuwirken, dıe eıne so7z1a] WwW1€ ökologisch zuträgliche Entwicklung 1m weltwe1ı-
TenNn Ma{(stab Öördern. Es geht die Grundidee dessen, W as der Begriff der SOZ1A-
len Marktwirtschaft meınt. Weder natiıonale Märkte och der Weltmarkt schaffen
AUS sıch heraus soz1ale Gerechtigkeit. Er 1St arum eın ethisches Gebot, S1e ord-
nungspolitisch auf dieses Ziel hın auszurichten. Fur die Industrieländer heißt
dies, den So7z1alstaat auch längerfristig tragfähig erhalten. Die Entwicklungs-
länder un die Iranstormationsländer des Ostens mussen eiın solches 5System
me1st überhaupt erst autbauen. Ebenso wichtig 1St aber, da{fß die internatiıonalen
Ordnungssysteme un Instıtutionen für den Handel Welthandelsorganı-
satıon) un: die Währungsbeziehungen IWF) durch eıne vergleichbare Weltso-
zialordnung erganzt werden. Dies 1sSt nıcht hne die Bereitschaft der reichen Lan-
der, die den Weltmarkt beherrschen, mehr struktureller weltweıter Solidarıtät

erreichen. Damıt würden S1e zugleich einen unerläfßlichen Beıtrag ZUT: YT1e-
denssicherung eisten. Johannes M üller SJ
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